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��Ambulante Hilfe e.V.

Wer wir sind

Wir sind ein gemeinnütziger Verein, 
der Menschen hilft, die obdachlos 
geworden sind, Angst um ihre Woh-
nung haben und sozial ausgegrenzt 
sind. Uns gibt es seit 1977. Wir sind 
Mitglied im Diakonischen Werk Würt-
temberg und in der Bundesarbeitsge-
meinschaft Wohnungslosenhilfe. Wir 
sind außerdem Mitgesellschafter bei 
der Neuen Arbeit gGmbH. Wir sind ein 
Team von 21 SozialarbeiterInnen (auf 
15 Stellen), einem Betriebswirt und 
einem technischen Mitarbeiter, die für 
unsere Immobilien zuständig sind. 3,6 
Verwaltungskräften sowie Praktikan-
tInnen und zwei Bufdis. 

Was wir tun

Wir beraten und betreuen in direktem  
Kontakt, von Mensch zu Mensch. Wir 
beraten kompetent, kostenlos und 
ohne lange Wartezeiten. Bei persön-
lichen Notlagen, bei sozialen Schwierig-
keiten und Wohnungsverlust helfen wir 
schnell und unbürokratisch. Wir helfen 
beim Beantragen von Sozialleistungen, 
bei der Arbeitssuche, bei Problemen mit 
Schulden oder Gericht. Wir vermitteln 
kurzfristige Unterkünfte und langfristige 
Wohnmöglichkeiten. Wir begleiten die 
Hilfe Suchenden bei Bedarf zu Ämtern, 
zum Arzt, in seelischen Notlagen. Wir 
informieren über weitergehende Hilfs-
möglichkeiten und Beratungsangebote.

Was wir wollen

Wir wollen Menschen helfen, die in 
wirtschaftliche und soziale Not gera-
ten sind, ihre Lage zu verbessern. 
Wir legen Wert darauf mit den Hilfe  
Suchenden zusammenzuarbeiten, 
ihre eigenen Fähigkeiten und Ent-
scheidungen zu fördern und dadurch 
ihre Selbsthilfekräfte zu stärken. Wir 
wollen durch ein breitgefächertes Hil-
feangebot erreichen, dass die Betrof-
fenen gesellschaftlich wieder Fuß 
fassen.

Wie wir arbeiten

Wir sind selbstverwaltet organisiert. 
Bei uns entscheidet das Team. Dadurch 
sind die Entscheidungswege kurz und 
der Verwaltungsaufwand gering. Wir 
arbeiten eng zusammen mit Kirchen-
gemeinden und anderen sozialen 
Einrichtungen in Bad Cannstatt und 
in anderen Stadtteilen Stuttgarts. Wir 
wollen die lokale Sozialpolitik im Sinne 
unserer Klienten mitgestalten.
Wir leisten eine Aufgabe nach den 
§§67ff  SGB XII. Dafür erhalten wir von 
der Stadt Stuttgart einen pauschalen 
Festbetrag. Einen Eigenanteil von rund 
100.000 Euro jährlich müssen wir aus 
Spenden und Bußgeldern aufbringen. 
Für unsere Arbeit brauchen wir des- 
halb auch in Zukunft mehr denn je die 
Unterstützung durch Spenderinnen 
und Spender. 

Wir schaffen Wohnraum

Seit 1987 bauen wir Sozialwohnungen. 
Mit den Fördermitteln des sozialen 
Wohnungsbaus haben wir insgesamt 
143 Ein-, Zwei- und Drei-Zimmer-Woh-
nungen in 14 Häusern erstellt. Damit 
schaffen wir Wohnraum für ca. 187 
Männer, Frauen und Kinder.  Außerdem 
haben wir zwei Ein-Zimmer-Apparte-
ments angemietet. Alle Wohnungen 
(bis auf vier in der Neckarstr. 113) sind 
mit unbefristeten Mietverträgen ver-
mietet. 

Wir bieten
Wohnmöglichkeiten

Die »Tunnelstraße 18« in Feuerbach 
bietet als teilstationäre Einrichtung 
vorübergehende Wohnmöglichkeiten 
für 26 alleinstehende Männer. Die Ein-
Zimmer-Appartements sind mit Koch- 
nische ausgestattet und möbliert. 
Zwei Sozialarbeiter stehen Wochen-
tags für Beratung und Betreuung zur 
Verfügung.

Wir beraten in der Regionalen 
Fachberatungsstelle

Die Regionale Fachberatungsstelle 
(RFB) ist eine von drei regionalen 
Fachberatungsstellen in Stuttgart. 
Hier beraten wir Männer ab 25 Jahren, 
die in Bad Cannstatt, Stuttgart Ost 
oder den Neckarvororten angemeldet 
sind. Außerdem beraten wir Männer 
ohne Meldung in Stuttgart, deren 
Nachname mit den Buchstaben R 
– Z beginnt. Zur Beseitigung aktu-
eller Notlagen bieten wir unsere Hilfe 
kurzfristig an und versuchen dann 
längerfristig, gemeinsam mit den zu 
Beratenden ein passgenaues Hilfean-
gebot zu finden. Nicht zuletzt beraten 
wir auch zur Erhaltung bestehenden 
Wohnraums, wenn dieser in Gefahr ist. 
Die Beratung für die Hilfe Suchenden 
dauert teilweise nur ein paar Wochen, 
andererseits nehmen aber auch viele 
Menschen unsere Beratungs- und Hil-
feangebote über Jahre in Anspruch.

Eine Spende an die Ambulante Hilfe 
e.V. ist Hilfe, die ankommt. Durch das 
Fehlen eines bürokratischen »Wasser-
kopfes« und vergleichsweise wenig Ver-
waltungsaufwand kommen Spenden-
gelder direkt dort an, wo sie gebraucht 
werden: bei der Arbeit für Menschen in 
Armut und Wohnungsnot.
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Wir beraten im MedMobil

Immer wieder wird festgestellt, dass 
Menschen mit besonderen sozialen 
Schwierigkeiten nicht ausreichend 
medizinisch versorgt werden. Darum 
hat die Ambulante Hilfe zusammen mit 
Ärzte der Welt e.V. sowie der Landes-
hauptstadt Stuttgart und den anderen 
freien Trägern der Wohnungsnotfall-
hilfe das Projekt MedMobil geplant 
und aufgebaut. Finanziert wird es über 
eine Erbschaft an die Stadt Stuttgart.
Befristet bis 2015 werden mit dem 
MedMobil, einem umgebauten 
Ambulanzbus, regelmäßig öffent-
liche Plätze und Einrichtungen ange-
fahren, an denen sich Menschen in 
schwierigen Lebenssituationen auf-
halten. Mediziner, Pflegekräfte und 
Sozialarbeiterinnen bieten medizi-
nische Basisversorgung, präventive 
Aufklärung, psychosoziale Beratung 
sowie bei Bedarf Vermittlung in das 
soziale Hilfesystem oder das Gesund-
heitssystem an. Das Projekt wird von 
zwei Sozialarbeiterinnen begleitet 
und koordiniert, die medizinischen 
Aufgaben werden ausschließlich von 
ehrenamtlich tätigen Ärzt/innen und 
Pflegekräften übernommen. Ohne 
deren Engagement wäre dieses Ange-
bot nicht möglich. Ein Ziel des Pro-
jektes ist, wohnungslosen und armen 
Menschen den Zugang in das beste-
hende Gesundheitssystem zu ermög-
lichen oder zu erleichtern.

Wir gehen auf die Straße

Menschen in Not werden dort aufge-
sucht, wo sie sich aufhalten. Seit 2005 
machen wir ein Streetwork-Projekt in 
Bad-Cannstatt, bei dem Sozialpsychia-
trie und Wohnungsnotfallhilfe zusam-
menarbeiten. Dieses interdisziplinäre 
Hilfsangebot ist bundesweit das 
erste seiner Art. Nach langjährigem 
politischem Kampf ist mittlerweile 
die Fortführung dieser wichtigen und 
effektiven Arbeit gesichert.

Wir bieten Raum für Treffs und 
Kontakte

Das Café 72 ist eine Tagesstätte 
für Menschen mit und ohne Woh-
nung. Ein großer, freundlicher Raum 
für Nichtraucher und ein kleines 
Raucherzimmer bieten die Mög-
lichkeit zum Ausruhen, Aufwär-
men, Unterhalten und Wohlfühlen. 
Im Vordergrund der Caféarbeit steht 
das Prinzip der »Hilfe zur Selbsthilfe«. 
So ermöglicht unsere breite Ange-
botspalette jeder/jedem BesucherIn, 
verschiedene zum Tagesablauf eines 
Menschen gehörende Bedürfnisse 
und Tätigkeiten zu befriedigen. Dabei 
ist es unser Grundsatz, dass die Besu-
cherinnen und Besucher selbst mit-
gestalten können und somit auch für 
den Ablauf des Cafébetriebs mitver-
antwortlich sind.

Wir betreiben ein Sozialhotel

In besonderen Notfällen werden 
obdachlose Menschen vom Sozial-
amt in einfachen Pensionen/Hotels 
untergebracht. Das sind zum einen 
Menschen, die noch nicht zur 
»Obdachlosenszene« gehören, zum 
anderen sind es Menschen, die schon  
viele Einrichtungen durchlaufen und 
bislang nicht passend untergebracht 
werden konnten. Z.B. Menschen mit 
psychiatrischen Krankheitsbildern 
und/oder Suchtproblemen. Als Betrei-
ber sorgen wir für menschenwürdige 
Wohnverhältnisse, die sich in der qua-
litativen Ausstattung der Zimmer, dem 
Einbau von Stockwerksküchen, dem 
professionellen Reinigungsdienst, 
Unterstützung durch Hausmeister 
etc., auszeichnen. Unsere Fachkraft 
vor Ort achtet u.a. auf die Anbindung 
an die zuständige Fachberatungsstelle.
Dadurch sind die Bewohner nicht sich 
selbst überlassen. Einem Abrutschen 
in schwierigere soziale Verhältnisse 
kann so vorgebeugt werden.

Wir sind Trägerin der 
Zentralen Frauenberatung

In Kooperation mit dem Caritasver-
band für Stuttgart e.V. und der Evan-
gelischen Gesellschaft Stuttgart e.V. 
bieten wir seit dem Jahr 2000 ein 
eigenes Beratungsangebot für Frauen 
in Armut und Wohnungsnot in der 
Hauptstätterstr. 87 an. 
Hilfe suchende Frauen finden hier 
ein Beratungsangebot in einer 
geschützten Umgebung. Die Bera-
tung findet hier ausschließlich durch 
weibliche Fachkräfte statt. Die Mitar-
beiterinnen kennen frauenspezifische 
Lebenslagen und suchen gemeinsam 
mit den Hilfe suchenden Frauen nach 
Lösungen für ihre problematische 
Situation.

Interessen von Männern und Frauen. 
Sie wissen, dass sie unterschiedlich 
geprägt sind und deshalb in Notsitua-
tionen unterschiedliche Hilfeangebote 
benötigen.

Wir bieten Betreutes Wohnen
und Begleitetes Wohnen

Wir betreuen und beraten Frauen und 
Männer im Individualwohnraum und 
unterstützen sie beim Erhalt ihres 
Wohnraumes oder beim Einzug in 
eine neue Wohnung. Wir helfen bei 
der Organisation ihres Alltages, beim 
Umgang mit Behörden, bei Problem-
lösungen im persönlichen Bereich und 
in Krisensituationen. Dabei berück-
sichtigen die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in der Beratung die unter-
schiedlichen Lebenssituationen und 
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»Wer hat‘s erfunden?«
– wie alles begann 

Bis in die 1970er Jahre hinein gab es 
auf die Problemlage »Wohnungslo-
sigkeit« nur eine einzige Hilfeform als 
Antwort: die vollstationäre Unterbrin-
gung. Dies konnte  in einer Übernach-
tungsstelle, einer Arbeiterkolonie oder 
einem Wohnheim sein. Menschen, die 
ihre Wohnung verloren hatten und bis 
zu diesem Zeitpunkt ihr Leben über-
wiegend selbstständig meisterten, 
fanden sich plötzlich in einer vollstati-
onären  Unterbringung mit Vollversor-
gung wieder. Bis zum Zeitpunkt des 
Wohnungsverlustes hatten sie ihren 
Haushalt selber geführt, selber einge-
kauft, selber geputzt, selber Wäsche 
gewaschen, selber ihr Konto geführt 
usw. Mit dem Eintritt in eine stationäre 
Einrichtung kamen diese Eigenaktivi-
täten automatisch zum Erliegen, da 
diese durch die Einrichtung übernom-
men wurde. Und wenn diese Alltags-
fähigkeiten längere Zeit nicht mehr 
ausgeübt werden, verkümmern sie. 
Der Mensch wird unselbstständig und 
benötigt die Rundumversorgung dau-
erhaft. Mitte der 1970er Jahre begann 
sich diese Situation zu verändern: Aus 
dem Projekt »Armutsbekämpfung« der 
Europäischen Gemeinschaft entsteht 
die Ambulante Hilfe e.V. Die ersten 
»Mitarbeiter« sind Studenten der Fach-
hochschule für Sozialwesen Esslingen. 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

der Ambulanten Hilfe sind der Mei-
nung, dass viele Menschen in Armut 
und Wohnungsnot  keine Vollversor-
gung benötigen, sondern eine ambu-
lante Beratung und Begleitung in den 
Teilbereichen, in denen sie tatsächlich 
Hilfe benötigen. Diese können je nach 
Person unterschiedlich gelagert sein: 
Hilfe bei der Wohnungssuche, bei der 
Arbeitssuche, bei Suchtproblemlagen, 
im Gesundheitsbereich etc.  Die Hilfe 
soll eine maßgeschneiderte Antwort  
auf die jeweilige Problemlage sein. 
Die vorhandenen Selbsthilfekräfte 
sollen genutzt und unterstützt werden. 
Dies alles geschieht ambulant unter 
der Ausnutzung der für jeden Bürger 
vorhandenen Hilfestrukturen wie 
Gesundheitswesen, Wohnungsamt, 
Arbeitsamt, Sozialamt, Beratungsstel-
len. Dieser Hilfeansatz soll einerseits 
den betroffenen Menschen gerechter 
werden und ist andererseits wesent-
lich kostengünstiger als eine vollstati-
onäre Unterbringung. Die Ambulante 
Hilfe e.V. in Stuttgart war die erste 
Einrichtung bundesweit, in der 
dieser Ansatz praktiziert wurde!

Entwicklung bis heute
In der Anfangsphase musste die 
Beratungsstelle etabliert und mit der 
Stadt Stuttgart eine Finanzierung aus-
gehandelt werden. Schnell wurde 
das Modell bundesweit bekannt und 
fand fachliche Anerkennung sowie 
Nachahmung. Mittlerweile sind die 

ambulanten Beratungsstellen für 
Menschen in Armut und Wohnungs-
not bundesweiter Standard. Ein wich-
tiger Meilenstein in der Geschichte 
der Ambulanten Hilfe war das soge-
nannte Barleistungsurteil: Ein Klient 
unserer Beratungsstelle erstritt, dass 
Sozialhilfe auch für Menschen ohne 
Wohnung, als Geldleistung und nicht 
als Sachleistung (z.B. in Form einer 
Essensausgabe) geleistet werden 
muss. Dies entschied in letzter Ins-
tanz das Bundesverwaltungsgericht 
und hatte wiederum massive Auswir-
kungen und Veränderungen für die 
ganze Bundesrepublik zur Folge. 
Die Erstberatung fand ursprünglich in 
der sogenannten Zentralen Beratungs-
stelle (ZBS) erst in der Hohe Straße 
dann in der Hauptstätterstraße statt. 
Diese erfolgte in Kooperation mit den 
KollegInnen von Caritas Stuttgart, 
Evangelischer Gesellschaft Stuttgart 
und der Sozialberatung. Die weiter-
führende (sog. erweiterte) Beratung 
fand in der Villastraße und später in 
der Kreuznacher Str. 41a in Bad Cann-
statt statt. Im Jahr 1999 erfolgte die 
Umstrukturierung weg von der Zentra-
len Beratungsstelle hin zu den Regi-
onalen Fachberatungsstellen (RFB). 
Die Regionale Fachberatungsstelle 
der Ambulanten Hilfe e.V. ist seitdem 
für die Neckarvororte Mühlhausen, 
Münster, Bad Cannstatt, Stuttgart-Ost, 
Untertürkheim, Wangen, Hedelfingen, 
Obertürkheim zuständig. Außerdem 

für Personen, die von außerhalb Stutt-
garts kommen und deren Nachnahme 
mit den Buchstaben R bis Z beginnt. 

Wer sind die Klienten?
Sehr unterschiedlich sind die Per-
sonen, die in der Fachberatungsstelle 
beraten werden. Im Unterschied zu 
den »Anfangszeiten« werden mehr 
Personen beraten, die in Wohnraum 
sind. Der Arbeitsschwerpunkt hat 
sich also deutlich in Richtung Prä-
vention erweitert. Gemäß dem alten 
Ambulante Hilfe Motto »Eine Woh-
nung ist nicht alles, aber ohne Woh-
nung  ist alles nichts! « versuchen 
wir diese wichtigste Ressource für 
jeden Betroffenen zu erhalten oder 
wiederzugewinnen. Die Personen, 
die gänzlich  ohne Unterkunft sind, 
werden glücklicherweise wesentlich 
seltener, existieren jedoch immer 
noch und bedürfen ganz besonderer 
Zuwendung und Hilfe. Speziell auch 
durch aufsuchende Sozialarbeit. Im 
allgemeinen lässt sich sagen, dass es 
keinen speziellen Typ unter unseren 
Klienten gibt. Die Menschen kommen 
aus unterschiedlichen Schichten, mit 
unterschiedlichen beruflichen und 
persönlichen Hintergründen. Was sie 
verbindet ist die Art der Notlage, die 
meistens mit dem Thema Wohnungs-
not zusammenhängt. Neben Per-
sonen, die sich selbst bei uns melden, 
werden Klienten auch durch verschie-
dene Ämter und Stellen an uns ver-
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mittelt. Dies kann beispielsweise die 
Stelle zur Verhinderung von Obdach-
losigkeit  der Stadt Stuttgart sein. 
Auch Jobcenter, die bei ihren Kunden 
Probleme im Wohnraum feststellen, 
vermitteln diese an uns. Personen, 
die keine Postadresse haben, werden 
ebenfalls durch die Jobcenter zu uns 
geschickt. Sie können ihre Post über 
die Regionale Fachberatungsstelle 
bekommen und erhalten so überhaupt 
erst die Möglichkeit Anträge beim 
Jobcenter zu stellen. Auch von der 
Bahnhofsmission und anderen Bera-
tungsstellen werden Klienten zu uns 
geschickt. Über unsere niedrigschwel-
ligen Angebote,  Café 72, Straßenso-
zialarbeit und MedMobil, werden die 
Klienten an die RFB vermittelt. 

Struktur
In der Regionalen Fachberatung bera-
ten wir Männer ab 25 Jahren, die in 
Bad Cannstatt, Stuttgart-Ost oder 
den Neckarvororten angemeldet 
sind. Außerdem beraten wir Männer 
ohne Meldung in Stuttgart, deren 
Nachname mit den Buchstaben R – Z 
beginnt. Eine zusätzliche Vorausset-
zung für die Beratung in der RFB ist 
die Zugehörigkeit zur Personengruppe 
nach § 67 SGB XII. Dies sind Personen, 
bei denen besondere Lebensverhält-
nisse mit sozialen Schwierigkeiten 
vorhanden sind und sie zu deren Über-
windung aus eigener Kraft nicht fähig 
sind. In der RFB arbeiten momentan10 

Personen, die sich 5 Stellen teilen. An 
vier Vormittagen pro Woche ist die 
Fachpräsenz: Von 8.30 bis 12.00 Uhr 
können sogenannte »Erstauftritte« zur 
Beratung kommen. Nach einer ersten 
Abklärung werden die Klienten dann 
zu weiteren Terminen eingeladen. Art 
und Umfang der Beratung, sowie die 
Häufigkeit und der Ort der Gespräche 
orientieren sich an dem individuellen 
Hilfebedarf. Wobei gesagt werden 
muß, daß sich durch die Intensität 
der Fälle und der Zahl der Klienten, 
die Möglichkeit von Besuchen vor 
Ort in den letzten Jahren stark einge-
schränkt hat. 

Grundsätze der Beratung
Prinzipiell ist die Beratung parteilich, 
im Sinne der Klienten. Wir vertreten 
die Interessen der Klienten anwalt-
schaftlich. Die Klienten wissen: wir 
sind auf ihrer Seite! Dies bezieht 
sich einerseits auf den persönlichen 
Bereich und andererseits auch auf 
die konkrete Durchsetzung rechtlicher 
Ansprüche beispielweise gegenü-
ber einem Vermieter, dem Jobcenter 
oder einem Arbeitgeber. Bei Bedarf 
ziehen wir Rechtsanwälte hinzu oder 
begleiten Klienten vor Gericht. Häu-
figer jedoch sind wir bei der Formulie-
rung von Widersprüchen gegenüber 
Ämtern behilflich. Der Inhalt der Bera-
tung ist vertraulich und unterliegt der 
Schweigepflicht. Die Klienten wissen, 
dass wir in ihrem Sinn handeln und so 

kann im Laufe der Beratung ein Ver-
trauensverhältnis entstehen, bei dem 
sich der Klient öffnen kann.

Was passiert in der Beratung?- 
Welche Hilfen werden 
vermittelt?
Zu Beginn der Beratung geht es 
zunächst darum ein Vertrauensver-
hältnis herzustellen und die Lebenssi-
tuation möglichst genau zu erfassen. 
Beim allerersten Kontakt geht es dar-
über hinaus meistens um die grund-
legende Versorgungslage: Wo wird 
der Klient heute Nacht schlafen?, hat 

er Geld?, kann er sich mit Lebensmit-
teln versorgen?, wird medizinische 
Hilfe benötigt? Bei den folgenden Ter-
minen wird versucht den Klienten an 
die grundlegenden Stränge der Ver-
sorgung anzuschließen: Versorgung 
mit Geld durch Jobcenter,  Sozialamt 
oder Rente. Abklären der Arbeitsmög-
lichkeiten in Zusammenarbeit mit dem 
Jobcenter. Bei Bedarf Vermittlung an 
ambulante oder stationäre medizi-
nische Hilfe. Eventuell erfolgt auch 
eine Weitervermittlung an andere 
Beratungsstellen wie zum Beispiel 
Suchtberatung oder auch Schuld-
nerberatung. Im Mittelpunkt stehen 



13Heading

meistens die Hilfen rund um das 
Thema Wohnen. Bei Menschen, die 
überhaupt kein Dach über dem Kopf 
haben, steht häufig zunächst die Ver-
mittlung in die Notübernachtung oder 
ein Aufnahmehaus an. Danach muss 
geklärt werden wie es mit dem Thema 
Wohnen weitergeht. Hier stehen dann 
teilstationäre oder stationäre Ein-
richtungen und in besonderen Fällen 
eine Unterbringung im Sozialhotel zur 
Debatte. Die beste und dauerhafteste 
Lösung ist natürlich der Bezug von Indi-
vidualwohnraum. Dieses ist jedoch in 
der Regel ein Ziel zu dessen Erreichen 
ein langer Atem und viel Geduld not-
wendig sind und stellt häufig die »Krö-
nung« eines Beratungsverlaufes dar. 
Klienten, welche zu uns kommen und 
bereits Individualwohnraum bewoh-
nen, müssen häufig bei der Erhal-
tung dieses Wohnraumes unterstützt 
werden. Dies bedeutet unter anderem 
die Abklärung ob Mietschulden beste-
hen und die Klärung, ob diese von 
den zuständigen Stellen übernommen 
werden können. In vielen Fällen wird 
in diesem Zusammenhang auch eine 
Geldverwaltung für den Klienten ein-
gerichtet. Dies ist oftmals eine Bedin-
gung der Ämter für die Übernahme 
von Mietschulden. Allgemein können 
jedoch sämtliche  Lebensthemen, die 
den Klienten betreffen zum Thema 
der Beratungsarbeit werden. Oftmals 
bekommt die Sozialarbeiterin oder der 
Sozialarbeiter der Fachberatungsstelle  

den Status einer Vertrauensperson für 
den Klienten. Dieses Beratungsver-
hältnis kann sich teilweise über einen 
langen Zeitraum erstrecken. Da viele 
Klienten lange Zeit keinen Kontakt zu 
ihrer Herkunftsfamilie und auch sonst 
wenige soziale Kontakte haben, wird 
die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter 
zu einer wichtigen Bezugsperson. Dies 
kann auch dazu führen, dass die Bera-
tung über viele Jahre hinweg und oft 
auch bis zum Tod des Klienten (oder 
zum Ausscheiden des Sozialarbeiters) 
andauern kann.

Hier arbeiten Profis
Die Kolleginnen und Kollegen der RFB 
sind studierte Sozialarbeiterinnen/
Sozialarbeiter oder Sozialpädagogen/
Sozialpädagoginnen. Ausgeprägte 
Kenntnisse in relevanten Rechtlichen- 
und Verwaltungsbereichen sind Vor-
aussetzung um sinnvoll handeln zu 
können. Ebenso wichtig sind fun-
dierte Fähigkeiten und Kenntnisse im 
Bereich Psychologie und Gesprächs-
führung. Da sich die Bedingungen 
im Lauf der Zeit ändern, nehmen wir 
regelmäßig an Fortbildungen teil.

Aktuelle Situation und 
Ausblick

Die Arbeitsbelastung in der Regio-
nalen Fachberatungsstelle ist in den 
letzten Jahren stark angestiegen. 
Erklären lässt sich dies einerseits mit 

ständig steigenden Klientenzahlen. 
Dies können Sie der Statistik ab Seite 
36 entnehmen. Andererseits sind die 
Fälle zunehmend schwieriger gewor-
den. Die zur Verfügung stehenden 
Ressourcen sind knapp geworden 
und die Rahmenbedingungen haben 
sich verändert. Die Möglichkeiten der 
Wohnraumerhaltung und hierbei vor 
allem die  Mietschuldenübernahme 
durch die Kommune sind seit der Hartz 
IV Gesetzgebung eingeschränkt. Vor-

übergehend erhöhte Klientenzahlen 
ließen sich durch erhöhtes Engage-
ment der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der RFB zeitweise ausgleichen. 
Da dies jedoch mittlerweile ein Dau-
erzustand geworden ist, müssen hier 
die vorgesehenen Personalstellen an 
die tatsächlich vorhandenen Arbeits-
anforderungen angeglichen werden. 
Wir sind diesbezüglich in Verhand-
lungen und hoffen auf baldige Abhilfe. 
Hier ist die Pollitik gefragt.
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In Zeiten in denen die Unterbringungs‑ 
angebote übervoll sind und der Zugriff 
ausgereizt ist, fällt die Arbeit zuneh-
mend schwerer. Umso eindrücklicher 
sind die Erfolge in der Beratungsar-
beit, von denen hier berichtet wird.

Herr H.
Herr H. kommt seit Jahren in Abstän-
den zu uns in die Fachberatung. Ich 
kenne ihn seit  den Anfangszeiten 
meiner Arbeit im Jahr 2000. Schon 
zu diesem Zeitpunkt lebt Herr H. seit 
Jahren in den verschiedensten Ein-
richtungen der Wohnungslosenhilfe 
oder auf der Straße. Zwischendurch 
gibt es immer wieder Haftaufenthalte, 
bedingt durch alkoholindizierte Dieb-
stähle. Nach intensiven Beratungen 
im Team bieten wir ihm 2012 eine 
Sozialwohnung in unserem aktuellen 
Neubauprojekt an. Ich beantrage 

Betreutes Wohnen um den Wohn-
raum zu sichern, die neue Situation zu 
regeln und Herrn H. zu stabilisieren. 
Wir einigen uns auf wöchentliche Ter-
mine in der Fachberatungsstelle und 
die darauf angepasste Auszahlung des 
ALG II. Das Arbeitslosengeld wird in 
bestimmten Fällen über eine Geldver-
waltung bei der Ambulanten Hilfe, d.h. 
ein Personenkonto, ausbezahlt. Dies 
ist meist der Fall, wenn Klienten kein 
eigenes Konto haben oder mit der Ein-
teilung über den Monat nicht zurecht-
kommen. In Abständen machen wir 
Hausbesuche. Es geht dabei haupt-
sächlich darum zu schauen, dass die 
Wohnung in angemessenem Zustand 
ist und die Wohnsubstanz erhalten 
bleibt. Zum Zeitpunkt des Einzugster-
mins liegt Herr H. schwer verletzt im 
Krankenhaus. Zusammen mit meiner 
Kollegin und dem Bufdi gelingt es uns 
Einzug und Krankenhausentlassung 
gut abzustimmen und zu bewältigen. 
Wir sind mit Möblierung und bürokra-
tischen Abwicklungen beschäftigt. 
Weitere Themen sind und waren die 
Anbindung im Stadtteil und an die 
Suchtbratung. Mit der polizeilichen 
Anmeldung flattert Gläubigerschrei-
ben um Gläubigerschreiben ins Haus 
ind ich bin beschäftigt mit der Regulie-
rung. Dies ist vor allem wichtig wenn 
es um die Vermeidung von Haft geht, 
was teilweise die größte Herausforde-
rung darstellt. Nach nun einem Jahr 
Betreutem Wohnen ist Herr H. in den 

eigenen vier Wänden angekommen. 
Zur Stabilisierung und zum langfristi-
gen Erhalt des Wohnraums wird er auf 
die Dauerhilfe»
Begleitetes Wohnen« (=Geldver-
waltung, Unterstützung bei bürokra-
tischen Angelegenheiten, Angebot 
einer stabilen Beratungsbeziehung, 
die die Möglichkeit gibt, bei allen 
anstehenden Problemen Beratung in 
Anspruch zu nehmen….) angewiesen 
sein. Ohne unsere Interventionen oder 
Hilfestellungen befindet sich Herr H. 
schnell in problematischen Situa-
tionen, die ihn überfordern. Schon 
mehrmals musste in der Hausgemein-
schaft geschlichtet werden. Dies wird 
auch in Zukunft nicht ausbleiben. Für 
Herrn H. ist diese eigene unbefristete 

Wohnung die Chance seines Lebens 
und er hat sie genutzt. Die Dauerhilfe 
stellt für ihn ein existentielles Angebot 
dar, das er gerne annimmt.
Herr I.
Herr I. kommt Mitte 2012 zu mir in 
die Fachberatungsstelle. Sein letz-
tes Arbeitsverhältnis hat vor einigen 
Monaten geendet, sein Erspartes ist 
aufgebraucht, er ist mittellos. Da er 
keinen Anspruch auf ALG I entwickelt 
hat, beantrage ich mit ihm zusammen 
die Hilfe nach SGB 2, das ALG II, zur 
Existenzsicherung. Ein großer Kampf 
ist dabei die Frage der Mietzahlungen, 
denn Herr I. wurde zusammen mit 
dem Verlust der Arbeit seine Dienst-
wohnung gekündigt. Das zuständige 
Jobcenter ist deshalb zunächst nicht 

Unsere Kollegin Miriam Schiefel-
bein-Beck gibt einen sehr persön-
lichen Einblick in die vielschichtige 
Beratungstätigkeit an der Regio-
nalen Fachberatungsstelle.
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bereit weiterhin Miete zu zahlen, lenkt 
nach unserer Intervention jedoch ein. 
Um diese Wohnung zu erhalten, ver-
sucht Herr I. alles in seiner Macht 
stehende. Er wird über den Mieter-
verein Stuttgart aktiv. Ich stelle den 
Kontakt zu unserem städtischen Koo-
perationspartner »Verhinderung von 
Wohnungslosigkeit« her. Zusammen 
können wir die Verschiebung der Räu-
mungsfrist der Wohnung bis heute 
erreichen. Parallel dazu sucht Herr I. 
verzweifelt über alle ihm bekannten 
Foren nach einer Wohnung. Ich stelle 

verschiedene Anträge bei der Stadt 
Stuttgart. Dies alles hat jedoch keinen 
Erfolg. Der Wohnungsmarkt in Stutt-
gart ist dicht und auch die städtischen 
Möglichkeiten sind erschöpft. Herr 
I. hat immer noch die Hoffnung eine 
Wohnung zu finden, in welche er seine 
Möbel mitnehmen kann. Diese Hoff-
nung ist wichtig, denn nach erfolgter 
Räumung der Wohnung könnte ich 
ihn lediglich mit einem unserer Plätze 
in einem Sozialhotel oder sogar nur 
einem Notübernachtungsplatz ver-
sorgen. Die Möbel würden zwar 

zunächst bei einer Spedition eingela-
gert werden können, müssten dann 
aber zeitnah ausgelöst werden, da 
die Einlagerung kostenintensiv ist und 
max. für 6 Monate bezahlt wird. Für 
Herrn I. steht seine bisher bürgerliche 
Existenz auf dem Spiel. Er versucht 
den Erhalt der Wohnung vor Gericht 
einzuklagen, dies mit Rückendeckung 
eines Kooperationsanwalts des Mie-
tervereins. Der folgende Prozess wird  
jedoch verloren, die Kosten in Höhe 
von 800,-- Euro Herrn I. aufgebürdet. 
Die Situation wird immer krisenhafter 
für ihn. Trotz allem verliert er den Mut 
nicht, er sucht weiter. Über Bekannte, 
Aushänge in den verschiedenen 
Supermärkten, Zeitungen, Internet. 
Seine aktuelle Arbeitslosigkeit ist 
stets Grund einer schnellen Absage, 
wenn einmal ein Kontakt zu einem 
Vermieter entsteht. Vielleicht spielt 
auch sein Migrationshintergrund eine 
Rolle. Auch der Maklerschein, den er 
über das Jobcenter erhalten hat, wird 
von keinem Makler, den er kontaktiert, 
akzeptiert. – (Ich hab mir mal die Zeit 
genommen, um Makler hinsichtlich 
der Akzeptanz des Maklerscheins 
abzutelefonieren. Das waren einige 
mehr als unangenehme Gespräche, 
meist über Sozialfälle und deren nega-
tives Stigma. Aus meiner Sicht ist es 
nicht realistisch in Stuttgart über den 
Maklerschein Wohnraum zu finden. 
Liebe Makler, falls es Ausnahmen gibt 
oder jemanden der Ehrgeiz packt, Sie 

dürfen sich gerne bei uns melden). 
Durch Zufall erfahre ich von meinem 
Kollegen, dass einer seiner Klienten 
die eigene Mietwohnung krankheits-
bedingt verlassen muss. Mein Kollege 
stellt für Herrn I. den Kontakt zum 
Vermieter her. Herr I. bekommt einen 
Vorstellungstermin und hat Glück. 
Der Coup gelingt. Herr I. wird Nach-
mieter vom Klienten meines Kollegen. 
Die Umzugskosten werden vom JC 
übernommen. Er kann sich mit der 
frei gewordenen Energie der Arbeits-
suche widmen. Auch wenn der Erhalt 
dieser Wohnung in diesem Fall dem 
Zufall geschuldet sein mag, so waren 
die regelmäßigen Termine in der Fach-
beratung und die sozialarbeiterische 
Unterstützung auf verschiedensten 
Ebenen etwas, dass Herrn I. durch 
eine ganz krisenhafte Zeit seines 
Lebens getragen hat.
Herr B.
Herr B. kommt über die Fachpräsenz 
(täglich wechselnde Zuständigkeit bei 
Neufällen) zu mir. Sein Wunsch ist es 
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in einem Wohnheim untergebracht zu 
werden. Im Gesprächsverlauf stellt 
sich heraus, dass Herr B. im voraus-
eilenden Gehorsam, aufgrund selbst 
produzierter Mietschulden (er sah 
sich gezwungen von seinem Geld 
private Schulden zu begleichen), den 
Schlüssel der Wohnung dem Vermie-
ter zurückgegeben hat. Es liegt jedoch 
noch nicht einmal eine schriftliche Kün-
digung vor. Ich rate ihm zu folgenden 
Schritten: Schlüssel zurückholen (mit 
einem unterstützenden Schreiben 
meinerseits) und über die Stelle zur 
Verhinderung von Wohnungslosigkeit 
zusammen mit mir, die Mietschul-
denübernahme zu beantragen. In der 

Regel erfolgt diese Mietschuldenüber-
nahme auf Darlehensbasis. Das heißt, 
dass in den folgenden Jahren das 
Darlehen vom ALG II -Regelsatz (382,-
-Euro) in Raten von bis zu 30% abge-
zogen wird. Während der folgenden 
Beratung stellt sich heraus, dass Herr 
B. seit Jahren nicht die volle Miete 
vom JC übernommen bekommen hat. 
Die Lücke zwischen tatsächlicher und 
vom Amt übernommener Miete hat 
er aus seinem Regelsatz bezahlt (dies 
sind in 5 Jahren monatlich 90,-- Euro 
gewesen!). Kein Wunder war das Geld 
knapp, zumal Herr B. sich bei seinen 
zwei minderjährigen Kindern, die bei 
der Mutter leben, finanziell über seine 

Verhältnisse hinaus, eingebracht hat. 
Dass die volle Miete nach dem Umzug 
vor fünf Jahren vom Jobcenter nicht 
vollständig übernommen worden war, 
war sicherlich zunächst rechtens, Herr 
B. war ohne Umzugsgenehmigung 
in eine teurere Wohnung gezogen. 
Mittlerweile ist das jedoch aus Sicht 
der Fachberatung, zumindest mora-
lisch, verjährt! Zusammen mit dem 
städtischen Kollegen von der Stelle 
zur Verhinderung von Wohnungslo-
sigkeit beantrage ich mit Herrn A. die 
Übernahme der Mietschulden. Auf-
grund der eben beschriebenen Vor-
geschichte bekommt Herr B. diese 
Übernahme, die sonst auf Darlehens-
basis gewährt wird, als Beihilfe. Das 
heißt er muss sie dem Jobcenter nicht 
zurückbezahlen. Ab sofort wird die 
volle Miete anerkannt. Die Miete wird 
nun nach Absprache direkt vom Job-
center auf das Konto des Vermieters 
überwiesen um sie auf diese Weise zu 
sichern. Damit verbunden ist die wei-
tere Anbindung Herrn A´s an die Bera-
tungsstelle. Dies gilt der Stabilisierung 
der neuen Situation und soll Herrn A. 
die Möglichkeit bieten bei Schwierig-
keiten weder den Kopf in den Sand 
zu stecken noch undurchdachte Ent-
scheidungen zu treffen, sondern sich 
stattdessen entsprechende Hilfe, Rat 
und manchmal sicherlich auch Moti-
vation zu holen.
Herr N.
Herr N. hat schon einige Maßnahmen 

der Wohnungsnotfallhilfe hinter sich, 
seit es 2009 nach dem Bruch mit seiner 
Tochter und dem einhergehenden Ver-
lust der gemeinsamen Wohnung für 
ihn zur persönlichen Krise kam. Nicht 
leichter machten es für ihn frühere 
sowie aktuelle Suchmittelabhängig-
keiten. Herr N. kommt direkt nach 
dem Abbruch einer Nachsorgemaß-
nahme im benachbarten Landkreis zu 
mir. Zuvor hat er eine Langzeittherapie 
erfolgreich beendet. Er ist trocken 
(d.h. er trinkt seitdem keinen Alkohol 
mehr). Seinen Wohnplatz im Betreuten 
Wohnen, wo er sich vor der Therapie 
aufgehalten hatte, besteht nicht mehr, 
es gibt keinen Ort an den er offiziell 
zurück kann. (Diese Plätze müssen in 
der Regel mit Therapieantritt für den 
Nächsten frei gegeben werden, dies ist 
in Zeiten von überfüllten Maßnahmen 
wichtiger denn je). Obwohl ursprüng-
lich Stuttgarter, ist Herr N. durch die 
Aufnahme der Nachsorgemaßnahme 
im Nachbarkreis (wenn auch nur für 
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eine Woche) polizeilich angemeldet 
worden, somit ist Stutt-gart als Hilfe-
träger offiziell nicht für ihn verantwort-
lich. In der Nachbarstadt will er jedoch 
nachvollziehbar nicht bleiben, denn 
alle sozialen Kontakte und auch seine 
persönlichen Sachen, sind in Stuttg-
art. Herr N. hält sich nach der gekün-
digten Maßnahme zunächst bei einer 
befreundeten Stuttgarter Familie, also 
tatsächlich in Stuttgart, auf.
Ich unterstütze ihn bei den notwen-
digen Schritten zur ALG II -Antragsstel-

lung in Stuttgart und vor allem auch 
bei der Klärung des zuständigen Kos-
tenträgers, was in unserer bürokrati-
sierten sozialen Arbeitswelt eine eher 
mehr als weniger große Hürde für Hil-
febezieher darstellt. Wir besorgen die 
Abmeldung aus dem bisherigen Ort 
der polizeilichen Meldung, einen Ein-
stellungsbescheid des dortigen Job-
centers, die schriftliche Kündigung (als 
Nachweis, dass er nicht dorthin zurück 
kann) der Maßnahme und füllen alle 
notwendigen Unterlagen aus. Obwohl 

Herr N. nach längerer Wartezeit einen 
Übergangswohnplatz im Hilfesystem 
angeboten bekommt, lehnt er diesen 
zunächst ab, um seine Alkoholabs-
tinenz nicht zu gefährden. Über eine 
enge Anbindung an die Beratung ver-
suche ich ihn in der aktuell unsicheren 
Lebenssituation, die Herrn N. an die 
Substanz geht, zu stützen und zu sta-
bilisieren. Nach diversen Vorstellungs-
gesprächen in den verschiedenen 
Wohnheimen, finden wir die passende 
Einrichtung. Herr N. kann direkt von 
seinen Bekannten in das teilstationäre 
Wohnen nach § 67 einziehen. Dies ist 
eine Maßnahme mit ausreichendem 
Betreuungsanteil, während welcher 
er neue Perspektiven und Ziele für 
sich entwickeln und an ihnen arbei-
ten kann. Um eine solche Maßnahme 

gewährt zu bekommen, bedarf es 
eines fundiert begründeten Antrages 
und eines Hilfeplangespräches, bei 
dem alle Beteiligten an einen Tisch 
sitzen um über diesen zu befinden. 
Die Beratungsbeziehung und meine 
Vermittlungsfunktion enden mit der 
Fallabgabe an die entsprechende Ein-
richtung. Meine guten Wünsche und 
Gedanken begleiten meinen Klienten 
nach all den intensiven Beratungs-
stunden noch eine ganze Weile über 
dieses »Ende« hinaus. Manches mal 
gibt es nach einiger Zeit im Gespräch 
mit den dann zuständigen KollegInnen 
eine Rückmeldung, so auch hier. Herr 
N. ist immer noch abstinent und hat 
mit Hilfe des Jobcenters eine Ausbil-
dung begonnen.
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Es war im Oktober 2010. In die Fach-
beratungsstelle kam ein 26jähriger 
junger Mann. Das Erstgespräch ergab, 
das Hr. A. vom seiner Persönlichen 
Ansprechpartnerin (PAP) vom Job-
center (JC) geschickt worden sei, da 
er Mietschulden habe, die Wohnung 
kurz vor der Kündigung stehe und der 
Strom abgestellt sei. Das JC wolle ihn 
auch wegen fehlender Mitwirkungs-
pflicht kürzen, außer er akzeptiere 
endlich die Unterstützung einer Bera-
tungsstelle. Herr A. saß eingefallen 
da und blickte in´s Leere. Die Forma-
litäten wurden beiseite gelegt und es 
wurde versucht ein Vertrauensver-
hältnis aufzubauen. Herr A. gestand, 
dass es für ihn ein Eingeständnis per-
sönlichen Versagens sei, Hilfe durch 
eine Beratungsstelle annehmen zu 
müssen. Nachdem Herr A. erst selbst 
Fragen stellen konnte, gelang es ihm 
von seinem Aufenthalt im Bürgerhos-
pital und seiner Suchtproblematik zu 
erzählen. Schon davor sei ihm das 
Leben aus den Händen geglitten, als 
er seinen 9 Jahre lang ausgeübten 
Job bei der Post verlor. Sein bester 
Kumpel starb bei einem Verkehrsun-
fall. Dann, nach der Entgiftung war 
alles weiterhin trostlos. Seine Familie 
jedoch erwartete wieder einen funktio-
nierenden Sohn. Die Nachsorgeange-
bote, so dachte er, brauche er dennoch 
nicht. Dem Jobcenter wurde mitge-
teilt, dass Herr A. den ersten Kontakt 
wahrgenommen habe. Die Kürzung 

des JC wurde somit ausgesetzt. Zum 
nächsten Termin brachte Herr A. die 
Post der EnBW mit. Der tatsächliche 
Rückstand konnte geklärt werden und 
das JC erklärte sich bereit die Schul-
den zu übernehmen. Diese wurden 
in monatlichen Raten von dem ALG 
II Satz abgezogen. Die Miete wurde 
nun auch nicht mehr auf das über-
schuldete Konto von Herr A. überwie-
sen, sondern ging vom JC gleich an 
den Vermieter. Herr A wurde über den 
Nutzen einer Geldverwaltung durch 
die Beratungsstelle aufgeklärt, was er 
sich bis zum nächsten Termin überle-
gen sollte. Ziel: die monatlichen Fix-
kosten wie Mietnebenkosten werden 
zuverlässig überwiesen und die Eintei-
lung des Bargeldes kann unterstützt 
werden. Herr A. kam unausgeschlafen 
und weiterhin ungepflegt zum nächs-
ten Termin. Ja, die Geldverwaltung 
würde er, aber nur kurzfristig, anneh-
men wollen. Ob er keine Waschma-
schine und Dusche habe? Herr A. 
antwortete ausweichend. Mittlerweile 
hatte der Vermieter schon den Kontakt 
zur Beratungsstelle genutzt und von 
der Geruchsbelästigung die von Herrn 
A´s Wohnung ausgehe, berichtet. Ob 
man da nicht auch was tun könne? Zur 
letzten Wasseruhrablesung hätte Herr 
A. den Vermieter nicht in die Woh-
nung gelassen. Im Beisein von Herrn 
A. wurde Kontakt zu dem Vermieter 
aufgenommen. Trotz der bezahlten 
Mietschulden war der Vermieter nicht 

gut auf Herrn A. zu sprechen. Der Was-
serzähler müsse abgelesen werden. 
Herrn A ist es lieber, die Sozialarbei-
terin in seine Wohnung zu lassen. Ein 
Hausbesuchstermin wird vereinbart.  
Es brauchte noch 3 weitere Termine 
bevor tatsächlich ein Hausbesuch 
stattfinden konnte. Die Wohnung war 
in einem derart vermüllten Zustand, 
dass der Zugang zum Bett und Dusche 
nicht mehr möglich war. Bei Herrn A. 
liegen insgesamt viele Problembe-
reiche vor, die dringenden Unterstüt-
zungsbedarf haben. Deswegen sollte 
dringend Betreutes Wohnen nach §§ 
67ff, SGB XII beantragt werden. Der 
Zugang zu dieser Hilfe erfolgte über 
ein Hilfeplangespräch bei dem Herr 
A., seine Sozialarbeiterin, die Mitar-
beiterin der zuständigen Sozialhilfe-

dienststelle und dem persönlichen 
Ansprechpartner des Jobcenters 
anwesend waren. Herr A. bekam 2 
Jahre lang intensive Unterstützung 
durch das Betreute Wohnen. Die 
Wohnung wurde entmüllt und auf eine 
wöchentliche Reinigung geachtet. Die 
Zeit der Verschuldung war vorbei, alle 
Gläubiger wurden angeschrieben. 
Herr A. ist derzeit noch in der »Wohl-
verhaltensphase« der Privatinsolvenz. 
Er ist jetzt trockener Alkoholiker und 
nützt noch die monatlichen Treffen 
der Diakonie. Durch eine Wiederein-
gliederungsphase bei einem Arbeits-
hilfeträger wurde Herr A. wieder an 
den Arbeitsalltag herangeführt. Seit 
sieben Monaten arbeitet er wieder. 
Letzten Monat bekam er einen Fest-
vertrag.
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Im öffentlichen Raum treffen ver-
schiedene Interessen aufeinander: 
wirtschaftliche, ordnungspolitische, 
städteplanerische, Interessen bzgl. 
der Erholung und Freizeitgestaltung, 
sowie schließlich auch moralische 
und ästhetische. Diese lassen sich 
jeweils bestimmten Gruppen zuord-
nen, welche sich dabei auf ihr Recht 
berufen, den öffentlichen Raum in 
Anspruch zu nehmen, schließlich 
steht dieser allen BürgerInnen zur 
Verfügung. Meist lassen sich die ver-
schiedenen Ansprüche aufeinander 
abstimmen; dann trifft z.B. das wirt-
schaftliche Interesse der Café Betrei-
berin auf den Wunsch eines Bürgers 
nach erholsamer, genussvoller Frei-
zeitgestaltung. Was ist allerdings mit 
Menschen, die den öffentlichen Raum 
länger als nur auf einen Kaffee nutzen 
möchten – und dazu auch noch über 
begrenzte finanzielle Mittel verfü-
gen? Was ist mit den Menschen, die 
darauf angewiesen sind ihren Alltag 
überwiegend im öffentlichen Raum 
zu organisieren, um ihren grundle-
genden Bedürfnissen – z.B. nach sozi-
alen Kontakten, nach Austausch und 
Information über das aktuelle Gesche-
hen, nach Unterstützung in einer 
schwierigen Lage – nachzukommen? 
Hierbei sind neben Menschen in Woh-
nungsnot auch RentnerInnen in finan-
ziell prekärer Situation gemeint, sowie 
Suchterkrankte, prekär Beschäftigte, 
usf. Sie sind darauf angewiesen vor 

dem eben erwähnten fiktiven Café 
zu sitzen. Das gänzliche Fehlen von 
Privatheit, das Eindringen der intims-
ten Momente – Momente die i.d.R. 
hinter verschlossenen Türen statt-
finden; Momente der Schwäche, 
Unkontrolliertheit, die jeder von uns 
kennt – in das öffentliche Bild, scho-
ckieren, werden als Zumutung, als 
unästhetisch, als geschäftsschädi-
gend und als negativ für das Stadtbild 
empfunden. Der störende Anblick, 
das auffällige Auftreten, das Verhalten 
der Menschen in prekären Lebensla-
gen wird problematisiert. Leider fehlt 
dabei manchmal der Blick auf die pro-
blematischen Verhältnisse, welche 
die Situation erst möglich machen. 
So wird eine genuin sozialpolitische 
Frage zu einer ordnungspolitischen 
etikettiert und zur Aufgabe der Polizei 
gemacht.
Speziell im öffentlichen Raum sind 
mit dieser Aufgabe meist mehrere 
Reviere betraut. An Bahnhöfen ist für 
gewöhnlich das dem Stadtteil zuge-
ordnete Polizeirevier für den Bahn-
hofsvorplatz zuständig, hin und wieder 
auch für Vorfälle im Bahnhof. Das Ord-
nungsamt des jeweiligen Stadtteils ist 
ebenfalls in der Verantwortung das 
Geschehen um den Bahnhof im Blick 
zu behalten. Auf dem Bahnhofsge-
lände ist die Bundespolizei zuständig, 
neben dem Sicherheitsunternehmen 
der Deutschen Bahn, welches sich 
ebenfalls für das Gelände zuständig 

zeigt. Die Kriminalpolizei, als keinem 
bestimmten Ort zugeteilte Institu-
tion, agiert ebenfalls auf und um das 
Bahnhofsgelände. Die Auflistung der 
vielen Zuständigen legt nahe, dass ein 
Kontakt unvermeidbar ist, wenn man 
sich für längere Zeit vor, in und um 
Bahnhöfen aufhalten will, oder muss. 
Die Erfahrungen aus der Straßensozi-
alarbeit in Bad Cannstatt bestätigen 
ebendiese Vermutung. Die Annahme 
liegt nahe, dass bei Routinekontrollen 
wohnungslose Menschen öfter kont-
rolliert werden. Die Polizei wird auch 
von Gewerbetreibenden in und um 
den Bahnhof gerufen, um begangene 
Straftaten zu melden, allerdings auch 
um – befürchtete, mögliche – Straf-
taten zu verhindern. Die Furcht, woh-
nungslose Menschen könnten durch 
ihr Auftreten geschäftsschädigend 
wirken, scheint groß. Mehrere Per-
sonenkontrollen in kurzer Zeit gehö-
ren zum Lebensalltag auf der Straße. 
Die in Kauf genommene Vertreibung 
aus dem öffentlichen Raum und die 
Stigmatisierung in der Öffentlichkeit 
ebenso. Die Dringlichkeit, dieser Tat-
sache mit sozialarbeiterischen Mitteln 
zu begegnen, drängte sich im Winter 
2012, als sich die Personenkontrol-
len am Bahnhof Bad Cannstatt häuf-
ten. Wohnungslose Menschen die 
versuchten der Kälte zu entfliehen, 
mussten sich regelmäßigen Perso-
nenkontrollen – teilweise drei Mal 
innerhalb von zwei Stunden – stellen. 

Die Verzweiflung und Angst wuchs, 
die drohende Vertreibung und die 
Sorge darum keinen warmen Platz zu 
finden, der Schutz vor dem Erfrieren 
bot, spitzen die Positionen zusätzlich 
zu.  Das Team der Straßensozialar-
beit stand vor der Frage wie der Situ-
ation zu begegnen sei. Auf der einen 
Seite stand die Aufgabe der verschie-
denen Polizeireviere für Sicherheit zu 
sorgen und Straftaten nachzugehen. 
Auf der anderen Seite das Recht der 
wohnungslosen Menschen als Bürge-
rInnen, sich im öffentlichen Raum auf-
zuhalten. Die zunehmend vertreibende 
Wirkung der Personenkontrollen mit 
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einseitigem Blick auf die Interessen 
der Gewerbetreibenden, stellte dieses 
Recht in Frage. Wie aber so einer Situ-
ation begegnen? Der gemeinweseno-
rientierte Blick der Straßensozialarbeit 
in Bad Cannstatt legt nahe möglichst 
alle Beteiligten zu hören und einzu-
beziehen. In den Gesprächen wurde 
schnell klar, dass alle an einem guten 
und möglichst harmonischen Mit-
einander interessiert und bereit sind 
die Positionen und Bedürfnisse  der 
Gegenseite zu hören, diese aber meist 
nicht kennen. Die Aufgabe der Sozi-
alarbeit wurde immer deutlicher: Es 
muss darum gehen die verschiedenen 
Parteien an einen Tisch zu bringen, um 
miteinander und nicht mehr überein-
ander zu sprechen. Die guten Erfah-
rungen mit dem Runden Tisch in Bad 
Cannstatt (siehe Arbeitsbericht 32 der 
Ambulanten Hilfe e.V.) und die vertrau-

ensvolle Kooperation mit dem Polizei-
revier Bad Cannstatt machten zudem 
deutlich, dass sich diese Gesprächs-
form auch in diesem Fall anbieten 
würde. So wurde das Polizeigespräch 
zu einem neuen Angebot der Straßen-
sozialarbeit in Bad Cannstatt. Neben 
dem Team der Straßensozialarbeit 
als Moderation, deren AdressatInnen 
– wohnungslosen Menschen, finan
ziell schwachen RentnerInnen, jedoch 
auch erwerbstätigen Menschen, die 
ihren Feierabend am Bahnhofsvor-
platz verbringen – sind das Polizeire-
vier Bad Cannstatt, die Bundespolizei 
und der Verantwortliche für Sicherheit 
der Deutschen Bahn beteiligt. Das 
erste Gespräch fand am 10.04.2013 
statt. Neben den Personenkontrollen 
am Bahnhof gab es viel zu bespre-
chen. Die steigende Anzahl an Men-
schen, die auf das Sammeln von 

Pfandflaschen angewiesen sind und 
die Konflikte, die dabei entstehen. Die 
Konflikte um den Bahnhofsvorplatz 
und wie diese möglichst ausgetragen 
werden können, schließlich auch der 
Umgang zwischen Polizei und Bür-
gerInnen. In einer sehr konstruktiven 
Atmosphäre, die den Beteiligten Raum 
für Emotionen, Ärger und Sorgen 
ließ, endete das Polizeigespräch. Die 
Beteiligten äußerten den Wunsch 
diese Gesprächsform beizubehalten 
und regelmäßig zu wiederholen. Die 
Erfahrungen im Nachhinein bestäti-
gen diese Einschätzung. Die Polizei, 
wie auch die Menschen am Bahnhof 
äußersten sich sehr positiv über die 
Verbesserung des Umgangs unterein-
ander. Der Ärger bei Personenkontrol-
len sei spürbar zurückgegangen und 
alle haben einen besseren Zugang 
zueinander. Sicher stellt dies nur einen 
vorläufigen Teilerfolg dar, auf den auch 
erneute Rückschläge auf beiden Seiten 
folgen können. Ein Schritt jedoch, der 
es beiden Seiten ermöglichen kann 
ihre formalisierten Rechte als Bürge-
rInnen auch mit Leben und Begeg-
nung zu füllen, ist getan. Hierin wird 
deutlich, wie gemeinwesenorientierte 
Sozialarbeit aussehen kann. Sie kann 
als der Versuch verstanden werden 
zwischen verschiedenen Akteuren im 
öffentlichen Raum zu vermitteln, sie 
miteinander ins Gespräch zu bringen 
und die Anliegen, Wünsche, Ängste, 
Sorgen und Bedürfnisse zu thema-

tisieren. Sie zielt keineswegs darauf 
gesellschaftliche Widersprüche zu 
glätten und sozial zu befrieden. Ihre 
Aufgabe bleibt es anwaltschaftlich 
auf der Seite derer zu stehen, die über 
keine Lobby oder andere Mittel verfü-
gen um ihre Bedürfnisse in der Öffent-
lichkeit zu thematisieren und diese, 
gemeinsam mit ihnen, gegenüber 
anderen gesellschaftlichen Akteuren 
stark zu machen. All das mit dem Ziel, 
die Menschen dabei zu unterstützen 
ihr Gemeinwesen selbstständig in 
Solidarität und ohne Bevormundung 
zu gestalten und Verantwortung für  
gelingenderes Miteinander zu über-
nehmen. 
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Herr S.: »[…] Aber ich mach alles, 
ich nehm auch die 8er-Flaschen, 
auch die 15er-Flaschen. Kleinvieh 
macht auch Mist! […]«

In Verbindung mit dem Phänomen von 
PfandsammlerInnen hört man Bewer-
tungen und gängige Meinungen wie 
»der frühe Vogel fängt den Wurm«, 
»das Geld liegt auf der Straße« und 
»die tun ja was und liegen nicht auf 
der faulen Haut«. Vermehrt wird den 
SammlerInnen zu Gute gehalten, dass 
sie den öffentlichen Raum sauber 
halten und somit eine »wichtige Arbeit 
für die Gemeinschaft« leisten. Die Fle-
xibilität der SammlerInnen, sich an 
schlechte wirtschaftliche Verhältnisse 
anzupassen, wird besonders betont. 
Unabhängig von ihrem Ausbildungs-
beruf, ihren individuellen Fähigkeiten, 
Talenten und Begabungen suchen sie 
sich – flexibel und aktiv – eine Tätig-
keit; und wenn es das Sammeln von 
Leergut ist. Ist damit nicht „vom Mil-
lionär zum Tellerwäscher“ gemeint? 
Steckt darin nicht eine Abkehr des 
Glücksversprechens einer westlichen 
Gesellschaft? Wie hängt die Zunahme 
an Menschen, die sich mit dem Sam-
meln von Pfand über Wasser halten, 
mit der aktuellen gesellschaftlichen 
Entwicklung zusammen? 
Im Januar 2003 wurde das Einweg-
pfand auf Dosen und Flaschen durch 
die damalige rot-grüne Bundesre-
gierung eingeführt. Zentral hierfür 

waren ökologische Überlegungen. 
Zehn Jahre später sind Menschen, 
die Pfand sammeln, aus den Stadtbil-
dern nicht mehr wegzudenken. Auch 
in der Öffentlichkeit stehen schon 
lange nicht mehr die ökologischen 
Aspekte im Vordergrund. Die Wirt-
schaftlichkeit und die Entlastung der 
Sozialkassen, sowie die Bereitschaft 
der SammlerInnen zur Anpassung bis 
aufs Äußerste, dominieren die öffent-
liche Debatte um das Pfand. Im aktu-
ellen Wahlkampf wurde von mehreren 
Parteien gefordert das Pfand auf 50 
Cent zu erhöhen, denn das Sammeln 
müsse sich lohnen.

Herr S.: »[…] Naja, man muss ja 
von irgendwas leben. Ich habe ein 
halbes Jahr kein Gehalt bekommen 
vom Jobcenter. Da muss man ja 
irgendwie leben.[…]«

Herr H.: »Sind fünfundzwanzig 
Cent! Wenn du vier hasch: ischn 
Euro, kannsch du dir schon n’Essen 
kaufen. Deswegen machen des so 
viel, ja. Es gibt ja auch zwei Grup-
pierungen. Warum macht man das? 
Logisch um n paar Mark zu verdie-
nen oder Euros zu verdienen. Und 
manche brauchen des.[..]«

Darin werden zwei Ebenen sichtbar: 
die individuelle und die gesellschaft-
liche Ebene. So lässt sich fragen wer 
auf das Sammeln angewiesen ist, es 
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aus welchen Gründen zum Sammeln 
kommt und welches Ziel mit dieser 
Tätigkeit verfolgt wird. Auf gesell-
schaftlicher Ebene kristallisiert sich 
die Frage heraus, welche Gruppen auf 
das Sammeln angewiesen sind und 
welche Verhältnisse sie dazu bewe-
gen? Unsere Erfahrungen im Bereich 
der Straßensozialarbeit und an der 
Fachberatungsstelle zeigen auf, dass 
es sich überwiegend um Menschen 
handelt, die auf Sozialleistungen ange-
wiesen sind: BezieherInnen von ALG 
II, RentnerInnen, Sozialhilfeempfänge-
rInnen, Menschen ohne Bezüge und 
Einkommen und zunehmend Men-
schen, die aus wirtschaftlichen und 
politischen Gründen ihre Heimat ver-
lassen mussten. Ein ALG II Bezieher 
erzählte uns von seinen Erfahrungen. 

Herr H.: »Hab ja mein normales 
Geld so gehabt. 1 Euro 50 Job am 
Fünfzehnten gekriegt. Am Zwan-
zigsten gab’s Kindergeld. Braucht 
ich eigentlich nie so. Geld hat ich 
immer. Aber jetzt isch ja die Tochter 
einundzwanzig, wohnt im betreuten 
Wohnen […] Selber allein kriegsch 
Kindergeld net, ja. Der 1,50 Euro Job 
isch ja auch blöd da den gibsch ab, 
also hasch nur noch ein Geld. Also 
musch gucken das irgendetwas 
dazukommt und des mach ich dann 
mit der Summe im Monat locker 
dann durch’s Flaschensammeln.«
So scheint das Sammeln von Leergut 

von verschiedenen Motivationsgrün-
den angestoßen: Die Betroffenen 
haben keine Ansprüche auf Sozial-
leistungen, oder die Sozialleistungen 
reichen nicht aus und sie sammeln 
aufstockend, der Verwaltungsapparat 
ist überfordernd und unübersichtlich, 
die eigenen Rechte und Ansprüche 
sind den Betroffenen oft nicht bewusst 
und die Hürden zur Beantragung von 
Sozialleistungen sind zu hochschwel-
lig angelegt. Schließlich ist die soziale 
Scham, staatliche Hilfe zu beantra-
gen manchmal höher als beim Pfand-
sammeln gesehen zu werden. Viele 
SammlerInnen sind nur Nachts unter-
wegs, gerade um der Scham etwas zu 
entgehen. 

Herr S.: »[…] und darum konnt ich 
mir das erlauben, einen neuen Kühl-
schrank, eine neue Waschmaschine 
und einen neuen E-Herd. […]«

Herr H.: »[…] Dann gibt’s Andere, 
die machen des nur so lang bis sie 
fünf Euro habet. Für’n Päckchen 
Tabak und dann hören die auf. […]«

Das Sammeln von Pfand wird oft ein-
gesetzt, um eine Mangelsituation zu 
bewältigen, die erst dadurch zustande 
kam, dass man als Angehöriger einer 
bestimmten Gruppe nicht oder nicht 
ausreichend an öffentliche Unter-
stützung gelangen konnte. Größere 
Anschaffungen, z.B. Küchengeräte, 
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jedoch auch die Überbrückung von 
Phasen der Mittellosigkeit werden 
durch das Sammeln von Pfand finan-
ziert. Die zunehmende Prekarisierung 
von Löhnen und Arbeitsverhältnissen 
bewegt viele Menschen dazu sich 

gar nicht erst um eine Erwerbsarbeit 
zu bewerben, sondern das Sammeln 
von Pfand als »vorläufige Lösung« 
vorzuziehen. Die Stigmatisierung ver-
schiedener Gruppen – z.B. ältere Men-
schen, Wohnungslose, MigrantInnen, 

Menschen mit Behinderung, Langzeit-
arbeitslose – und die geringe Bezah-
lung im Niedriglohnbereich oder in 
Arbeitsmaßnahmen, tun ihr übriges. 
Der Arbeitsplatz von Pfandsamm-
lerInnen ist der öffentliche Raum. 
Hochfrequentierte Plätze und Orte, 
die mitunter auch der Erholung und 
Bespaßung dienen, sind die Räume 
in denen das Pfandsammeln über-
wiegend stattfindet. Die Mercedes-
Benz Arena, der Cannstatter Wasen, 
Großveranstaltungen (Feste, Kon-
zerte, Märkte), der öffentliche Nahver-
kehr U-, S-Bahnen und Regionalzüge 
sowie Bahnstationen und Bahnhöfe 
– zu jeder Jahreszeit und bei jedem 
Wetter. Zu den Witterungsverhält-
nissen kommt die stetig steigende 
Konkurrenz hinzu. Wie beschrieben, 
wächst mit zunehmender Armut die 
Anzahl der Menschen, die auf Pfand-
sammeln als Tätigkeit zurückgreifen, 
um ihren Alltag zu bewältigen. Was 
eigentlich mit ökologischem Grund-
gedanken begann, erweist sich zehn 
Jahre später als Rahmen, der es 
gesellschaftlich schlechter gestellten 
Gruppen aufbürdet, die Funktion der 
Putzleute von Großveranstaltungen 
und öffentlichem Raum zu überneh-
men. Sowohl beim Frühlingsfest auf 
dem Cannstatter Wasen bei erträg-
lichen Temperaturen, wie auch bei 
Minusgraden kurz vor der Winter-
pause an der Mercedes-Benz Arena. 
Geld fällt nicht vom Himmel und 

sozialstaatliche Maßnahmen müssen 
finanziert werden. Ebenso fällt jedoch 
auch die Armut nicht vom Himmel. 
Im Gegenteil, gesellschaftliche Ver-
hältnisse, welche Menschen dazu 
bringen sich mit dem Sammeln von 
Leergut einigermaßen über Wasser zu 
halten, sind gesellschaftlich gemacht, 
geduldet und demnach scheinbar 
auch gewollt. Hieran schließt sich nun 
die Frage an, ob wir in einer solchen 
Gesellschaft leben wollen. Wird Pfand-
sammlerInnen oft positiv angerech-
net, dass sie eine wichtige Aufgabe 
für die Gemeinschaft übernehmen; 
das Sauberhalten von öffentlichen 
Räumen. Darf auf der Gegenseite 
nicht unerwähnt bleiben, dass es 
eben diejenigen sind, die die Gemein-
schaft ausgeschlossen hat, sie für 
den Arbeitsmarkt als nicht einsetzbar 
deklariert und ihre einmal erworbenen 
Fähigkeiten als nicht mehr aktuell ein-
gestuft hat. Gleichzeitig werden diese 
Ausgeschlossenen wieder integriert, 
ihr Anblick geduldet, wenn sie bereit 
sind sich aufs Äußerste flexibel zu 
zeigen und den Müll wegzuräumen, 
den der Freizeitkonsum als milde 
Gabe für sie übrig lässt. Eine Gabe, 
die sich um ihrer Mildtätigkeit selbst 
betrügt indem sie diese an eine For-
derung knüpft; sich anzupassen und 
für die 25 Cents den Weg zum Auto-
maten auf sich zu nehmen. Nichts ist 
umsonst, auch nicht Wohltätigkeit.
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Zahlen 2012
Im Jahr 2012 (in Klammern: Zahlen 
2011) haben 820 (720) Personen an 
unserer Fachberatungsstelle nach 
Hilfe nachgefragt. Davon wurden 231 
(245) in das Folgejahr übernommen, 
planmäßig wurden 122 (85) Personen 
innerhalb und 12 (15) Personen außer-
halb des Hilfesystems vermittelt. 190 

(114) Personen waren nicht in der 
Lage unser Beratungsangebot voll-
ständig anzunehmen, 237 (246) Per-
sonen wurden planmäßig beendet. 7 
(7) Personen kamen in Haft und 5 (4) 
Personen sind verstorben.
Als Schaubild in Balkenform lassen 
sich diese Zahlen wie folgt abbilden:

Fallzahlen 2012

planmäßig beendet

vermittelt innerhalb

vermittelt außerhalb

von Klient beendet

Haft

Tod

Übernahme nach 2013

0                  50                 100               150               200               250          

Sonstiges

Unterkunftssituation unmittelbar 
vor Hilfebeginn
329 (290) Personen lebten in einer 
Wohnung (mit eigenem Mietvertrag). 
65 (46) Personen lebten in einer Fami-
lie bzw. mit einem Partner. 114 (100) 
Personen konnten bei Bekannten 
unterkommen. 5 (4) Personen hatten 
bei ihrem Arbeitgeber eine Firmen-
unterkunft. 31 (23) Personen befan-
den sich in einer ambulant betreuten 
Wohnform (ohne eigenen Mietvertrag 
in einer Wohngruppe). 50 (41) Per-
sonen lebten in einem Hotel, Pension 
(gewerblich). In einer Notunterkunft, 
Übernachtungsstelle (gemeinnütziger 
oder kommunaler Träger) lebten 81 
(89) Personen. 6 (16) Personen lebten 
in einer Einrichtung des Gesundheits-
systems (Krankenhaus, Pflegeheim, 

Psychiatrie).12 (13) Personen waren 
in einer stationären Einrichtung (Ein-
richtungen nach § 67 - §69 SGB XII). 
In Haft befanden sich 2 (2) Personen. 
Eine Ersatzunterkunft (ungesicherte 
Unterkunft wie Gartenlaube, Wohnwa-
gen, Wagenburg etc.) hatten 16 (11) 
Personen. Ganz ohne Unterkunft (»auf 
der Straße leben«, »Platte machen«) 
lebten 109 (81) Personen. Zwar stel-
len die Menschen ohne Wohnung 
(aber mehrheitlich mit irgendeinem 
Obdach) mit ~60% (= 491 Personen) 
immer noch die Mehrheit unserer Kli-
enten dar. Die 329 Personen mit eige-
ner Wohnung zeigen aber den hohen 
Stellenwert (~40%), welchen die prä-
ventive Arbeit mittlerweile innerhalb 
unserer Beratung einnimmt.

Wohnung

Familie, Partner/in

Bekannte
Firmenunterkunft

ambulant betreute Wohnform

Hotel, Pension
Notunterkunft

Gesundheitssystem

stationäre Einrichtungen

Haft
Ersatzunterkunft

ohne Unterkunft
0        50         100       150         200        250        300       350 

Unterkunftssituation 2012
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Vermittlung von Wohnraum
Im Jahr 2012 konnten 29 (18) Personen 
mit Hilfe der Fachberatungsstelle eine 
Wohnung vermittelt werden. Davon 
wurden 11 (10) Wohnungen auf dem 
freien Wohnungsmarkt realisiert, 14 
(1) Wohnungen bei der Ambulanten 

Hilfe, 1 (1) Wohnung in einer Fürsor-
geunterkunft und 3 (6) Wohnungen 
bei anderen Trägern von Sozialwoh-
nungen. Als Balkendiagramm lässt 
sich die Wohnraumvermittlung wie 
folgt abbilden:

Private Vermieter

Fürsorgeunterkunft

Ambulante Hilfe

Sozialwohnung 
anderer Träger

0          2           4          6          8          10        12        14      16

Vermittlung von Wohnraum 2012

Bewertung
Wir haben im letzten Jahresbericht 
dargestellt, dass es im Jahr 2011 
eine deutliche Steigerung der Klien-
tenzahlen von 6,7 % gegenüber dem 
Vorjahr gegeben hat. 2010 sind es 
noch 675 Personen und 2011 genau 
720 gewesen, die Hilfe suchend zu 
uns gekommen sind. Und wir haben 
darauf hingewiesen, dass die Anzahl 
der Fälle auch in den ersten Monaten 
2012 weiter zugenommen hat; nun 
liegen – wie eingangs erwähnt – die 
Zahlen des Gesamtjahres vor: 
Es sind insgesamt 820 Personen zu uns 
gekommen, was einer nochmaligen 
Steigerung von 13,9 % entspricht.  
Wenn man die Entwicklung über beide 
Jahre zusammen rechnet, kommt man 
bei der Zunahme der Fälle von 675 auf 
820 zu einer Steigerung von 21,5 % 
gegenüber dem Vorvorjahr! Beratung 
in einer Situation des Mangels. Wenn 
man die einzelnen Zahlen des Jahres 
2012 mit denen des Jahres 2011 ver-
gleicht (siehe oben), fallen außer der 
Gesamtzahl-Steigerung hauptsächlich 
zwei Veränderungen ins Auge:
1.	 Es sind 122 Personen statt 
der 85 im Vorjahr innerhalb der Woh-
nungsnotfallhilfe weitervermittelt 
worden – also knapp die Hälfte mehr! 
Das hat aber mit zu einer Verstopfung 
des Hilfesystems beigetragen.
2.	 190 Personen statt der 114 des 
Vorjahres haben 2012 die Beratung 
irgendwann unplanmäßig beendet – 

also ganze zwei Drittel mehr als 2011! 
Diese Personen haben die Beratung 
also nicht so lange durchgehalten, 
bis sie weitervermittelt oder bis ihre 
Probleme auf andere Weise gelöst 
worden wären. Letzteres ist nicht ver-
wunderlich, wenn man sich bewusst 
macht, dass wir in der Beratungs-
stelle trotz der schon rein quantitativ 
gestiegenen Nachfrage bisher nicht 
mehr Personal finanziert bekommen. 
Wenn dazu noch eine qualitative 
Verschärfung der Probleme kommt 
(angefangen bei zunehmenden 
Sprach-Problemen bis hin zur Kumu-
lierung verschiedener Probleme wie 
bei Chronisch-Mehrfach-Behinderten-
Abhängigkeitserkrankten  = CMBA), 
sind auch in der Qualität der Bera-
tung Abstriche unvermeidlich. Dazu 
kommt noch, dass sich die Situation 
auf dem Wohnungsmarkt für unsere 
Klienten gegenüber dem letzten Jahr 
nicht entspannt hat. Trotz verschie-
dener, arbeitsintensiver Anstrengun-
gen des Sozialamtes und des Amtes 
für Liegenschaften und Wohnen, 
wenigstens in Einzelfällen Klienten der 
Wohnungsnotfallhilfe über die Notfall-
kartei vorrangig mit Wohnraum zu ver-
sorgen, gilt unsere Feststellung aus 
dem letzten Jahresbericht leider fast 
unverändert weiter: »Fast alle Einrich-
tungen der Stuttgarter Wohnungsnot-
fallhilfe sind verstopft: Es findet kein 
ausreichender Abfluss mehr durch 
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die Vermittlung in Wohnraum statt. 
Für die neuen Wohnungsnotfälle gibt 
es keine freien Plätze mehr in den so 
genannten Aufnahmehäusern; und 
selbst in den Notübernachtungen, die 
nur für die Unterbringung über Nacht 
gedacht sind, bleiben die Menschen, 
die drin sind, Wochen, während 
andere tagelang erst gar nicht hinein 
kommen.« Diese Situation gilt übri-
gens auch für die Unterbringung in 
Pensionen und Hotels, die eigentlich 
nicht zum Kern der Wohnungsnotfall-
hilfe gehören, weil damit keine enge 
Betreuung gekoppelt ist. Auch auf 
einen freien Hotelplatz warten die hil-
fesuchenden Menschen mittlerweile 
schon Wochen lang. 

Verstärkte Notwendigkeit von Prä-
vention und Wohnungsbau 
Viele Menschen, die zu uns in die 
Beratung kommen, haben zwar noch 
eine Wohnung (~40% – siehe oben), 
müssen aber befürchten, diese über 
kurz oder lang zu verlieren.
Etliche davon werden von der städ-
tischen Stelle zur Verhinderung von 
Wohnungslosigkeit zu uns geschickt, 
weil der jeweilige Vermieter die Woh-
nung gekündigt oder sogar schon 
eine Räumungsklage bei Gericht ein-
gereicht hat. In Zusammenarbeit mit 
dieser Stelle und dem Jobcenter bzw. 
dem Sozialamt versuchen wir alles, um 
den Verlust der Wohnung doch noch 

zu verhindern. Wenn man mit gerin-
gem Einkommen in Stuttgart schon 
kaum mehr eine bezahlbare Wohnung 
findet, ist es nämlich umso wichtiger, 
möglichst jede Wohnung zu erhalten. 
Eine solche präventive Arbeit ist nicht 
nur für die betroffenen Menschen 
wichtig, um Handlungsmöglichkeiten 
und Perspektiven zu erhalten. Präven-
tion bedeutet mittel- und langfristig 
auch, dass nicht noch mehr Gelder für 
Reparatur-Hilfesysteme ausgegeben 
werden müssen. Falls Menschen aber 
doch ihre Wohnung verloren haben, 
ist es – so unsere Erfahrung – in vielen 
Fällen besser, sie wieder in eine neue 
Wohnung zu vermitteln, weil sie dann 
eher ihre Selbsthilfe-Fähigkeiten erhal-
ten können als in einem Heim der Woh-
nungsnotfallhilfe. Im Jahr 2012 haben 
wir von unserer Beratungsstelle aus 
zwar 11 Menschen mehr als im Vorjahr 
in eine Wohnung vermitteln können; 
das lag aber nicht an einer Entspan-
nung auf dem Wohnungsmarkt, son-
dern daran, dass wir etwa die Hälfte 
aller 29 Neu-Mieter in Wohnungen 
der Ambulanten Hilfe haben vermit-
teln können (vgl. die obige Grafik): 
2012 ist nämlich unser neues Wohn-
bauprojekt in der Burgunderstraße 
fertig geworden. Ohne dieses Projekt 
hätten sogar noch weniger Klienten 
unserer Beratungsstelle eine Woh-
nung gefunden als 2011!

Fest ohne Kohle verschoben

Das Fest ohne Kohle hätte am 22. 
September in Bad Cannstatt stattfin-
den sollen. Die Gruppierungen und 
Gemeinden in Bad Cannstatt, die für 
die alljährlich im Winterhalbjahr statt-
findenden »Essen ohne Kohle« ver-
antwortlich zeichnen, waren schon 
in den Vorbereitungen. Leider stellte 
sich heraus, daß die vorgesehenen 
Veranstaltungsorte (der Marktplatz in 

Bad Cannstatt und als Ausweichstelle 
bei schlechtem Wetter das Haus der 
Diakonie in Bad Cannstatt) für diesen 
Zweck nicht zu bekommen waren. 
Daher bleibt leider nichts anderes 
übrig, als das Fest um ein Jahr zu 
verschieben. Wir hoffen sehr, daß 
das bisher gezeigte Engagement bis 
dahin erhalten bleibt und bedanken 
uns schon jetzt für die rege Mitarbeit!
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Mieterverein, Gewerkschaften, Mie-
terinitiativen und Sozialverbände ver-
anstalteten am 7. März 2013 eine 
Kundgebung auf dem Schloßplatz. Die 
Ambulante Hilfe e.V. beteiligte sich, 
da unsere Klientinnen und Klienten 
unmittelbar betroffen sind. Weil die 
Probleme am Stuttgarter Wohnungs-
markt dramatisch zunehmen und die 
extrem steigenden Mietpreise immer 
mehr Mieterhaushalte überfordern, 
will der Mieterverein Stuttgart Druck 
auf die Politik machen. Laut einer 
Studie bezahlen Stuttgarts Mieter 
durchschnittlich schon 42 % ihres 
Einkommens für die Wohnkosten. Im 
Wohnungsbestand stiegen die Mieten 
laut jüngst veröffentlichtem Mietspie-
gel um fast 6 %, im vorherrschenden 
Altbau sogar über 6 % und damit 
mehr als doppelt so hoch wie die all-
gemeinen Lebenshaltungskosten. Die 
Neuvertragsmieten in Stuttgart explo-
dierten geradezu: laut immoscout 
beim Neubau um 13,6 %, im Altbau 
um über 11 % innerhalb eines Jahres. 
Völlig unzumutbar sind die Mietpreis-
steigerungen bei energetischen Sanie-
rungen. Laut Gesetzeslage kann der 
Vermieter 11 % der Modernisierungs-
kosten auf die Jahresmiete umlegen. 
Damit tragen die Mieter in 11 Jahren 
die Modernisierungskosten allein. 
Doch statt die Mieter vor solch hohen 
Mietsprüngen zu schützen, haben 
CDU und FDP im Bundestag die Mie-
terrechte bei Modernisierung dras-

tisch beschnitten. So hat der Mieter 
zukünftig auch für eine unbewohn-
bare Wohnung während der 3-mona-
tigen Modernisierung die volle Miete 
zu zahlen. Ein glatter Systembruch im 
Vertragsrecht, welches eigentlich auf 
Leistung und Gegenleistung gründet. 
Wenn Wohnungen dringend fehlen, 
müssten aber auch Gemeinderat und 
Oberbürgermeister in Stuttgart sich 
um den Neubau von bezahlbaren 
Wohnungen kümmern. Obwohl der 
Bestand an preiswerten Sozialwoh-
nungen dramatisch sinkt, wurden 
zuletzt jährlich nur ca. 40 geförderte 
Mietwohnungen gebaut – ein Armuts-
zeugnis für die wohlhabende Stadt 
Stuttgart. Mit der Kundgebung woll-
ten sich die beteiligten Gruppierungen 
deshalb auch für eine Vervielfachung 
des Mitteleinsatzes für bezahlbaren 
Wohnraum in Stuttgart einsetzen: 
»1000 Wohnungen sind notwendig 
und möglich«, erklärt hierzu der Mie-
terverein. Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Ambulanten Hilfe e.V. 
beteiligten sich mit einem Info-Stand 
an der Veranstaltung. Wir wollten 
dadurch unseren Teil dazu beitragen, 
daß die Mietpreisexplosion gestoppt 
und mehr Mittel für den sozialen 
Wohnungsbau eingesetzt werden. 
Die Ambulante Hilfe e.V. ist zwar seit 
vielen Jahren im sozialen Wohnungs-
bau tätig, kann hierbei jedoch nicht 
gänzlich die Aufgaben der Stadt Stutt-
gart übernehmen. 
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Boujaouane, Hicham			    07.02.2013

Simsek, Hassan 			   25.03. 2013

Degener, Ralf				    März 2013

Schlarb, Heinrich			   27.04. 2013

Schächer, Hans			   16.06.2013

Bouhouch, Ali 				    13.07. 2013

Bachl,Willi 				    25.07. 2013

Schmeisser, Wolfgang		   	 11.09. 2013



47HeadingAmbulante Hilfe e.V. in den Medien

Cannstatter Zeitung 19.11.2012

ALPHA & OMEGA. Unter Null - Armut im Winter
Wenn im Winter das Quecksilber am Thermometer in die Minusgrade fällt, dann trifft das vor allem eine 
Bevölkerungsgruppe besonders hart: Die, die weit unter oder zumindest am Existenzminimum leben. 
Wie kommen diese Menschen im Winter über die Runden? Welche Hilfsangebote gibt es? Und wie geht ein 
Land damit um, wenn die Schere zwischen Arm und Reich immer weiter auseinander geht? In der neuen 
Folge Alpha&Omega dreht sich alles um Armut im Winter. 
08.02.2013
Autorin: Anja Fuhrmann

Kirchenfernsehen.de 08.02.2013
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Cannstatter Zeitung 25.02.2013
Cannstatter Zeitung 22.03.2013
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Cannstatter Zeitung 03.05.2013 Cannstatter Zeitung 06.05.2013
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Stuttgart Journal 16.05.2013

Stuttgarter Zeitung 11.06.2013 Stuttgarter Zeitung 23.04.2013
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Bad Cannstatt
Das Zentrum soll attraktiver werden
Annina Baur, 21.06.2013 11:15 Uhr
Beim Rundgang wurde auch die Seelbergstraße begutachtet. Foto:
Bad Cannstatt - Rathaus, Marktstraße, Bahnhof und Seelbergstraße: Bei der Stadtbezirksbegehung mit Ver-
waltungsbürgermeister Werner Wölfle hatte der Bezirksbeirat am Mittwochabend vor allem Cannstatts Mitte 
im Blick.
Mit dem für rund 8,5 Millionen Euro frisch sanierten historischen Rathaus hat diese auf jeden Fall an At-
traktivität gewonnen. Da sind sich die Lokalpolitiker einig. Ein Dorn im Auge sind einigen Bezirksbeiräten 
jedoch die stilisierten Fensterläden aus Kupferstäben und die Granitsteinelemente an der Ecke des Rat-
hauses, welche einst zerstört war und im Rahmen der Sanierung wie eine Art Balkon aufgehängt werden 
musste, weil sich darunter eine Doline befindet. Hintergrund ist eine Denkmalschutzrichtlinie, die besagt, 
dass sich zerstörte Gebäudeteile nach einer Sanierung bewusst vom Original abheben sollen. Vielen Bezirks-
beiräten wäre eine bodenständigere Lösung lieber gewesen: „Statt Granit hätte man einen heimischen Stein 
wie Travertin verwenden und die Fensterläden einfach ganz weglassen können“, findet Gerhard Veyhl (Freie 
Wähler).
Obwohl die Baustelle rund um das Bezirksrathaus noch in den letzten Zügen ist, hoffen die Cannstatter 
Bezirksbeiräte schon bald auf neue Bagger in der Gegend. „Der Asphalt auf der Marktstraße ist in die Jahre 
gekommen“, sagt der Bezirksvorsteher Thomas Jakob und zeigt auf große Risse im Straßenbelag. Bereits 
vor zwei Jahren hatte der Bezirk eine Erneuerung des Asphalts beantragt, in den Haushaltsberatungen war 
das Anliegen aber zurückgestellt worden. Jetzt werde es allerhöchste Zeit: „Wir wünschen uns attraktive 
Geschäfte in Bad Cannstatt. Die brauchen aber auch ein attraktives Umfeld“, so Jakob.
Öffnungszeiten des Café 72 sollen verlängert werden
Ein solches soll auch an der Seelbergstraße entstehen. Ein breiterer Gehweg, Lichtstelen, Poller und neue 
Bäume sollen ein angenehmeres Ambiente auf der Straße schaffen, die sich seit der Eröffnung des Cannstat-
ter Carrés zur wichtigsten Verbindung zwischen dem Einkaufszentrum und der Altstadt entwickelt hat. Im 
kommenden Jahr sollen die Bauarbeiter anrücken – ein Jahr später als ursprünglich geplant.
Schon früher könnten die Bänke am Cannstatter Bahnhof abmontiert werden. Das Entfernen von Sitzgele-
genheiten soll ein erster Schritt sein, alkohol- und drogenabhängige sowie wohnungslose Menschen vom 
Bahnhof fernzuhalten, der sich zu einem beliebten Treffpunkt entwickelt hat. Zeitgleich sollen die Öffnungs-
zeiten des Café 72 verlängert werden, um diesen Menschen dort eine Anlaufstelle zu bieten. „Der Wunsch ist 
nachvollziehbar“, sagte Werner Wölfle, sei doch der Bahnhof für viele Menschen das Tor in den Stadtbezirk. 
Dennoch warnte er: „Die Bänke abzuschrauben, löst das Problem meiner Erfahrung nach häufig nicht.“ Es 
sei wichtig, miteinander vor Ort ins Gespräch zu kommen. Die Sozialpädagogin und Streetworkerin Andrea 
Nanz hofft aus diesem Grund auf eine ähnliche Lösung wie im Stuttgarter Osten. Dort sei es gelungen, die 
Trinkerszene am Ostendplatz um einige Meter weg von den Geschäften hin zu einem Toilettenhäuschen zu 
verlagern. Seither habe sich die Lage dort deutlich entspannt und es gebe viel weniger Klagen.

Stuttgarter Zeitung 21.06.2013 Stuttgarter Nachrichten 07.10.2013


